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Vorwort 

 
 

Wertschätzende und vorurteilsfreie Begegnungen – das wünschen wir uns alle im Umgang 

mit unseren Mitmenschen. Menschen sind aber nicht perfekt, sodass es immer wieder zu 

von Vorurteilen geprägten Begegnungen kommt. Jede/r von uns kann daher auf Menschen 

treffen, die uns aufgrund unserer Herkunft, Religion/Weltanschauung, 

Geschlechtszugehörigkeit, Behinderung, sexuellen Orientierung oder unseres Alters 

ablehnen.  

Für ein friedvolles und gedeihliches Miteinander braucht’s mehrerer Zutaten: die Offenheit 

und Bereitschaft etwas Neues zu erfahren und zu lernen, die Verarbeitung dieses Wissens 

und Gewinnung von Verständnis füreinander. 

 

Es ist erfreulich, dass diese (positiv gemeinte) „Neugierde“ im Landes- und Gemeindedienst 

vorhanden ist: diverse Informationsveranstaltungen der Antidiskriminierungsstelle über 

religiös-kulturelle Werte und Gebräuche von Menschen wurden gut besucht und erweckten 

Interesse für mehr; die Einblicke in andere Kulturen und Religionen vermittelten nicht nur 

Wissen über Menschen anderer Herkunft, sondern auch Gemeinsamkeiten mit unserem 

Kulturkreis und damit auch Wissen und ein neues Verständnis über uns selbst. Die NÖ 

Antidiskriminierungsstelle wird diese Informationsarbeit daher weiterführen.   

Weitere Schwerpunkte werden in Zukunft auch auf andere persönliche Merkmale gelegt, die 

ebenfalls häufig mit Vorurteilen oder einfach Unwissenheit über besondere Bedürfnisse 

verbunden sind.  

 

Diskriminierung ist immer als Missachtung menschlicher Würde zu verstehen. Die Würde 

eines Menschen ist unantastbar und unabhängig von Geschlechtszugehörigkeit, Alter, 

ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Behinderung oder sexueller 

Orientierung. Trotz aller Verschiedenartigkeit von Menschen sollen alle gleichwertige 

Lebensbedingungen in unserem Land finden. Es wird Aufgabe der Antidiskriminierungsstelle 

sein, dazu einen Beitrag zu leisten. 

              

 Dr.in Christine Rosenbach 

St. Pölten, März 2011           NÖ Gleichbehandlungsbeauftragte 
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1. Organisation 

 

Die NÖ Antidiskriminierungsstelle nahm Anfang Mai 2005 ihre Arbeit auf und ist auf 

der Grundlage des NÖ Antidiskriminierungsgesetzes, LGBl 9290-2 tätig; die Leitung 

liegt bei der NÖ Gleichbehandlungsbeauftragten. 

Seitens des Landes NÖ werden bis dato ausreichend (finanzielle und personelle) 

Ressourcen zur Verfügung gestellt. 

Die Tätigkeit der NÖ Antidiskriminierungsstelle ist u.a. durch Weisungsfreiheit und 

Beachtung der Amtsverschwiegenheit gekennzeichnet. BürgerInnen können sich 

kostenfrei, vertraulich und auch anonym an sie wenden. 

(www.noe.gv.at/gleichbehandlung - Link „NÖ Antidiskriminierungsstelle“). 

 

2. Grundlagen 

 

EU-Richtlinien 

Die Europäische Union erließ eine Reihe von Richtlinien zur Bekämpfung von 

Diskriminierungen aus Gründen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der 

Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 

Orientierung. Diese Richtlinien legen für die Mitgliedstaaten Standards fest, die 

unionsweit ein einheitliches Niveau des Schutzes vor Diskriminierungen 

gewährleisten sollen. 

Die innerstaatliche Umsetzung erfolgte unter Beachtung der verfassungsrechtlichen 

Kompetenzlage mit Bundes- und mit Landesgesetzen. 

 
Niederösterreich 

Für den Lebensbereich „Arbeitswelt“ – soweit dieser durch Landesgesetz geregelt 

wird - wurde u.a. das NÖ Gleichbehandlungsgesetz 1997 in Kraft gesetzt und in 

Umsetzung von EU-Richtlinien bis dato viermal novelliert. 
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Beispiele: 

- Die Eltern eines 3-jährigen Adoptivkindes aus dem Ausland mit 

österreichischer Staatsbürgerschaft erhielten vom Finanzamt die 

Aufforderung, eine „Kindergartenbestätigung“ für die Überprüfung des 

Anspruchs auf Familienbeihilfe vorzulegen. Eine Rückfrage bei der 

zuständigen Sachbearbeiterin ergab, dass die Familienbeihilfe bei 

Wahlkindern befristet sei und das Finanzamt dies überprüfen könne. 

Die Eltern fühlten sich diskriminiert, da sie vermuteten, dass ihr Kind 

aufgrund seiner Herkunft schlechter gestellt würde als inländische 

(Wahl-) Kinder.  

Da die Gewährung von Familienbeihilfe in die Bundeskompetenz fällt 

und keine Zuständigkeit der NÖ Antidiskriminierungsstelle besteht, 

wurden die Beschwerdeführer an die Gleichbehandlungsanwaltschaft 

des Bundes verwiesen. 

 

- Ein nach einer Augenerkrankung stark sehbehinderter Student wollte 

sein Studium fortsetzen, da ihm von der Studiengangsleitung zugesagt 

wurde, die Prüfungsmodalitäten an seine Behinderung (mündliche statt 

schriftliche Prüfungen) anzupassen. Es wurde ihm nach seinem 

Wiedereinstieg jedoch mitgeteilt, dass durch die bestehende 

Prüfungsordnung  eine Änderung der Modalitäten bei einigen 

Prüfungen nicht möglich sei. Aufgrund seiner Behinderung fühlte er 

sich ungleich behandelt. 

Da Fachhochschulen durch Bundesgesetz eingerichtet sind und daher 

die NÖ Antidiskriminierungsstelle keine Zuständigkeit besitzt, wurde der 

Beschwerdeführer an die Behindertenanwaltschaft des Bundes 

verwiesen, der für Diskriminierungen nach dem 

Bundesbehindertengleichstellungsgesetz zuständig ist. 

 

 
















